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 Bebauungsplan Nr. 64 der Gemeinde Hellenthal, Flächen für Windenergie 

(Repowering), Kehr, Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 

Abs. 1 BauGB – überarbeitete Stellungnahme 

Ihr Schreiben vom 24.02.2025 

 

 

Seitens des Kreises Euskirchen bestehen gegen die Aufstellung des Bebau-

ungsplanes keine grundsätzlichen Bedenken.  

 

Ich bitte jedoch die nachfolgend aufgeführten Anregungen und Stellung-

nahmen der Fachabteilungen zu berücksichtigen: 

 

Immissionsschutz 

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen keine grundsätzlichen Be-

denken.  

Ich weise jedoch darauf hin, dass Festsetzungen wie Höhenbeschränkun-

gen für die WEA zu eingeschränkter Flexibilität für die Projektplanung führen 

können und ggf. optimierte Konfliktlösungen auf der Genehmigungsebene 

stark einschränken können.  

Zudem weise ich darauf hin, dass die Rückbaufrist der Bestandsanlagen von 

einem Jahr unter Nr. 6 „Bedingte Festsetzung“ der textlichen Festsetzungen 
im Widerspruch zu den Regelungen für ein Repowering gem. § 16 b BIm-

SchG steht. Gemäß § 16 b Abs. 2 S. 2 Nr. 1 BImSchG muss zwischen dem 

Rückbau der Bestandsanlage und dem Bau der neuen Anlage außerhalb 

von Windenergiegebieten eine Frist von 24 Monaten eingehalten werden. 

Festsetzungen zu den Auswirkungen durch Schall und Schattenschlag erfol-

gen im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren, es ist nicht 

notwendig, Maßnahmen im Bebauungsplanverfahren festzulegen. 

 

Untere Wasserbehörde 

Die Fläche ist fast vollständig drainiert und ist Bestandteil des Wasser- und 

Bodenverbandes Losheim. Der Verbandsvorsteher, Herrn Gerd Balter, Am 

Goldenbach 9, 53940 Hellenthal, Tel. 06557/93044 oder 0160/90552523, 

gerd.balter@t-online.de, ist im Verfahren zu beteiligen. 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen: 

Kreis Euskirchen | 53877 Euskirchen 

 
Gemeinde Hellenthal 
Der Bürgermeister 
Rathausstraße 2 
539401 Hellenthal 
 

Anlage 12
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In der Auflistung möglicher betroffener Rechtsgebiete (1.2.1 Fachgesetze 

des Umweltberichtes zum Bebauungsplan Nr. 64 „Flächen für Windenergie-
anlagen in Kehr“) fehlt die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen – AwSV.  

Dieser Sachverhalt wird im Kapitel 2.1.4 Wasser, Seite 27 mit einer allgemei-

nen Aussage bewertet.  

Im Kapitel 2.2.1 „Vermeidung von Emissionen und sachgerechter Umgang 
mit Abfällen und Abwässern“, Seite 33 werden die mögliche Gefährdung 
durch wassergefährdende Stoffe im Baubetrieb angesprochen. Ergänzend 

wird auf das Merkblatt M799 „Betankung von Fahrzeugen, Flurförderzeugen 
und Arbeitsmaschinen außerhalb von Anlagen nach AwSV“, April 2025 des 
Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. 

(DWA) hingewiesen und für verbindlich erklärt. 

Eine Beteiligung an den notwendigen Genehmigungsverfahren nach dem 

BImSchG werden vorausgesetzt. 

Abwassertechnische Stellungnahme: 

In den Antragsunterlagen wird ausgesagt, dass das auf den versiegelten 

Flächen anfallende Niederschlagswassern im Plangebiet versickert werden 

soll. Hierzu soll es in die angrenzende Fläche eingeleitet werden können. 

Weiter wird ausgesagt, dass beim Betrieb des Vorhabens kein Schmutzwas-

ser anfällt. 

Zur Wahrung der Rechte Dritter muss die Entwässerung gemeinwohlverträg-

lich erfolgen. Eine sogenannte flächige Versickerung über Grün- und Schot-

terflächen wäre erlaubnisfrei.  

Es ist dafür Sorge zu tragen, dass anfallende Niederschlagswässer auf den 

eigenen Grundstücken verbleiben und versickern. Es darf zu keinen Vernäs-

sungen und Staunässe auf Nachbargrundstücken kommen.  

Durch die Nutzung dürfen keine Verunreinigungen in den Untergrund ge-

langen, es darf zu keiner Zeit zu einer Gefährdung des Grundwassers kom-

men.  

 

Untere Naturschutzbehörde 

Gegen den BP bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. 

Artenschutz 

Die ASP ist grundsätzlich plausibel und nachvollziehbar.  

Es hat eine Horstkartierung im 3.000 m-Radius stattgefunden. Es konnten 

keine Horste gefunden werden, die dem Schwarzstorch zuzuordnen wären. 

Das nächstgelegene Brutvorkommen befindet sich in einer Entfernung von 

3.500 m und somit außerhalb des zentralen Prüfbereiches. Störwirkungen 

und damit verbundene Beeinträchtigungen von Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten sind somit auszuschließen.  

Durch die Horstkartierung konnten im erweiterten Prüfbereich keine Brutvor-

kommen des Rotmilans nachgewiesen werden. Somit gilt gemäß § 45 b 

Abs. 5 BNatSchG das Tötungsrisiko nicht als signifikant erhöht. Schutzmaß-

nahmen sind damit nicht erforderlich. 

Da erfahrungsgemäß im gesamten Eifelraum des Kreises Euskirchen be-

kannt ist, dass durch Mahdereignisse über viele Kilometer hinweg Rotmilane 
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angelockt werden, wird empfohlen eine Mahdabschaltung gemäß Anlage 

1 zu § 45b Abs. 5 BNatSchG einzurichten.  

Die Auswirkungen des Rückbaus auf den Artenschutz sind in einem Rück-

baukonzept darzulegen (siehe auch LBP). Die ASP soll sich auch auf die im 

LBP darzustellenden Wirkungen beziehen.  

Die Vermeidungsmaßnahmen der ASP sind vollständig festzusetzen. 

 Dem vorgeschlagenen Gondelmonitoring für Fledermäuse wird ge-

folgt 

 Ergänzend zur Vermeidungsmaßnahme Vögel bei Baufeldfreima-

chung ist anzumerken, dass wenn eine Baufeldfreimachung zur Vo-

gelbrutzeit erfolgen muss, und daher eine Kontrolle durch einen Gut-

achter stattfindet, diese Kontrolle fotographisch und textlich zu do-

kumentieren ist. Die Dokumentation ist der UNB vorzulegen. Erst nach 

Freigabe durch die UNB darf dann mit den Bauarbeiten begonnen 

werden. Dies ist in den textlichen Festsetzungen zu ergänzen. 

 Ergänzend zu der Vermeidungsmaßnahme Baumhöhlenkontrolle 

sind die Vorgaben gemäß Methodenhandbuch des LANUV für Er-

satzquartiere betreffend Qualität und Menge anzusetzen. Die UNB 

ist bei Feststellung von notwendigen Ersatzquartieren zu beteiligen. 

Die Anbringung der Ersatzquartiere ist dann zu dokumentieren und 

mit Lageplan und Fotobeleg der UNB zuzusenden. 

Eingriff 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen, Rückbau und Bilanzierung des 

Eingriffs, incl. Baustelleneinrichtung und interner Verkabelung sind in einem 

LBP auszuarbeiten und darzustellen.  

Der Eingriff in das Landschaftsbild ist im nachfolgenden Genehmigungsver-

fahren anhand der Landschaftsbildbewertung des Kreises Euskirchen in 

Form eines Ersatzgeldes zu berechnen. Eine Berechnung kann nicht auf 

Ebene des Bebauungsplans erfolgen, da die Höhe der zu errichtenden WEA 

noch nicht bekannt ist.  

 

Träger der Landschaftsplanung 

Mit der 20. FNP-Änderung wurde das Plangebiet als Vorranggebiet für Wind-

energieanlagen ausgewiesen. Da seitens des Trägers der Landschaftspla-

nung damals nicht widersprochen wurde, bestehen keine Bedenken gegen 

die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplans.  

 

Straßenbaulastträger 

Grundsätzlich bestehen gegen die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 64 

aus Sicht des Straßenbaulastträgers für Kreisstraßen keine Bedenken. Je-

doch wird in den vorliegenden Unterlagen die verkehrliche Erschließung 

über die Kreisstraße 14 angegeben. Die von der Kreisstraße 14 abgehenden 

gemeindeeigenen Wirtschaftswege sind für die Transportzwecke und als 

Baustellenzufahrt vorgesehen.  

Für die Durchführung der Arbeiten zum Abbau und Errichtung der Anlagen 

ist somit eine Sondernutzungserlaubnis des Straßenbaulastträgers für Kreis-

straßen gemäß § 18 i.V.m § 20 Straßen- und Wegegesetz des Landes Nord-
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rhein-Westfalen erforderlich. Diese ist mit ausreichendem Vorlauf (mindes-

tens 8 Wochen) vor der baulichen Umsetzung der Maßnahme zu beantra-

gen.  

Bei der Erteilung der Sondernutzungserlaubnis ist mit den nachfolgenden 

Auflagen zu rechnen:  

1. Die Zuwegung zur Kreisstraße darf ausschließlich über die bereits vor-

handenen Wirtschaftswegeanbindung erfolgen. Die Zufahrt ist stand- 

und abriebfest (z.B. Schwarzdecke, Beton oder dgl.) zu befestigen 

und dauernd zu unterhalten. Die Ausrundungsbögen des Einmün-

dungsbereiches des Wirtschaftsweges sind den Schleppkurven des 

auftretenden Verkehrs ausreichend anzupassen. Ein zügiges Einbie-

gen der Baufahrzeuge mit Standartabmessungen muss gewährleistet 

sein.  

2. Sollten Eingriffe in vorhandenen Bewuchs im Straßenbereich erforder-

lich werden, ist dies mit ausreichendem Vorlauf mit dem Straßenbau-

lastträger und nach Erfordernis mit der Unteren Naturschutzbehörde 

des Kreises Euskirchen abzustimmen. Eingriffe sind durch den Antrag-

steller adäquat auszugleichen. Vorhandene Straßenbäume sind vor 

Beschädigungen zu schützen.  

3. Die vorhandenen Entwässerungseinrichtungen der Kreisstraße sind zu 

keinem Zeitpunkt zu beeinträchtigen. Gegebenenfalls notwendige 

Anpassungen sind mit dem Straßenbaulastträger für Kreisstraßen im 

Vorfeld abzustimmen.  

4. Da während der Bauzeit vermehrt Schwerlastverkehr mit Überlängen 

auftreten wird und infolgedessen mit Fahrbahnschäden zu rechnen 

ist, ist durch den Betreiber im Vorfeld der Bauarbeiten eine fototech-

nische Beweissicherung vorzunehmen. Die Fotoaufnahmen sind im 

Beisein eines Vertreters des Kreisbauhofs Mechernich (Herr Heinen, Tel. 

02443/980253) zu erstellen. Die Beweislast für das Nichtverschulden 

liegt im Schadensfall beim Betreiber.  Sämtliche entstehenden Schä-

den sind durch den Anlagenbetreiber auf dessen Kosten zu beseiti-

gen. Mit einem Vorlauf von mind. 2 Wochen ist dem Kreisbauhof Me-

chernich der Baubeginn anzuzeigen.  

5. Verschmutzungen der Kreisstraße, die durch den Bau bzw. des Ab-

baus der Anlagen entstehen sind ggf. mehrmals täglich zu beseitigen. 

Sofern der Verpflichtung zur Reinigung der Straßenfläche nicht nach-

gekommen wird, wird sich eine Beauftragung an Dritte auf Kosten des 

Verursachers vorbehalten. 

6. Nach Fertigstellung der Windkraftanlagen ist die Einmündung auf das 

ursprüngliche Maß zurück zu bauen.  

7. Die Bauarbeiten sind so durchzuführen, dass die Sicherheit nicht und 

die Leichtigkeit des Verkehrs möglichst wenig beeinträchtigt werden.  

8. Der Erlaubnisnehmer hat alle zum Schutz der Straße und des Straßen-

verkehrs erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. Die während der 

Bauzeit eventuell erforderlichen Kennzeichnungen und Absperrun-

gen auf der Kreisstraße sind mit dem zuständigen Straßenverkehrsamt 

abzusprechen.  
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9. Nach Fertigstellung der Arbeiten ist eine gemeinsame Abnahme 

durchzuführen. Diese ist beim Kreisbauhof Mechernich rechtzeitig zu 

beantragen.  

10. Sämtliche im Rahmen der Sondernutzungserlaubnis dem Kreis Euskir-

chen entstehenden Kosten sowie die sich aus dem Bestand und Aus-

übung der Sondernutzung ergebenden Mehraufwendungen und 

Schäden trägt der Erlaubnisnehmer.  

11. Von allen Ansprüchen Dritter, die infolge der Benutzung oder der Her-

stellung, des Bestehens, der Unterhaltung, der Änderung oder der Be-

seitigung der Anlage gegen den Kreis Euskirchen oder gegen einen 

für diesen tätigen Bediensteten geltend gemacht werden, hat der Er-

laubnisnehmer den Kreis Euskirchen und den betroffenen Bedienste-

ten freizustellen. 

12. Die Erlaubnis gilt nur für den Erlaubnisnehmer und seine Rechtsnach-

folger. Der Erlaubnisnehmer hat dem Kreis Euskirchen unverzüglich die 

Rechtsnachfolge anzuzeigen. Bis zur Bestätigung durch den Rechts-

nachfolger bleibt der bisherige Erlaubnisnehmer verpflichtet. 

13. Nach Beendigung des Vorhabens bzw. Erlöschen der Genehmigung 

sind alle für die Nutzung erforderlichen Anlagen zu beseitigen sowie 

der ursprüngliche Zustand des Straßenkörpers und der dazugehörigen 

Anlagen wiederherzustellen. Den Weisungen des Kreises Euskirchen ist 

hierbei Folge zu Leisten. Die Aufgabe der Nutzung ist dem Kreis Euskir-

chen unverzüglich anzuzeigen.  

Es wird darauf hingewiesen, dass die Sondernutzungsgenehmigung kosten-

pflichtig ist  

Zusätzliche Hinweise: 

Neben der Sondernutzung für den Bau bzw. Abbau der Windenergieanlage 

können auch spätere Zufahrten für Wartungsarbeiten die Voraussetzung für 

eine Sondernutzung erfüllen. Dies wird von Straßenbaulastträger im weite-

ren Verlauf geprüft.  

Der Straßenbaulastträger für Kreisstraßen ist bei weiteren Genehmigungs-

verfahren zum Abbau/ Bau der Windenergieanlagen (Repowering) in Kehr 

zu beteiligen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag  

 

 

Heike Schmitz 

 

 

 

 

 

 


